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Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nimmt mit  
Bezug auf den Beschluss des Verfassungsausschuss vom 5. Juli 2012, 
Zl. 13440.0060/2-L1.3/2012, zu den Anträge 2031/A und 2032/A wie folgt Stellung: 

Beide Parlamentarischen Anträge enthalten Entwürfe zu einer Neufassung des 
Art. 139 Abs. 1 und des Art. 140 Abs. 1 B-VG, wonach Parteien eines letztinstanzlich 
beendeten gerichtlichen Verfahrens, die behaupten, durch die letztinstanzliche Ent-
scheidung wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung bzw. eines verfas-
sungswidrigen Gesetzes in Rechten verletzt worden zu sein, einen Antrag auf Auf-
hebung der Verordnung bzw. des Gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof stel-
len können. Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
begrüßt eine derartige Beschwerdemöglichkeit. 

Zum Entfall der Bescheidbeschwerde bzw. der Beschwerde gegen das Er-
kenntnis eines Verwaltungsgerichts gem. Art. 144 B-VG i.d.g.F. bzw. Art. 144 B-
VG i.d.F. BGBl. I Nr. 51/2012 (Antrag Nr. 2032/A XXIV. GP): 

 

GZ: BMASK-10001/0302-I/A/4/2012 
 

Wien, 13.09.2012 

Betreff: Parlamentarische Anträge 2031/A und 2032/A XXIV. GP der Abgeordneten 
Dr. Peter Wittmann, Mag. Wolfgang Gerstl, Mag. Harald Stefan, Mag. Danie-
la Musiol, Herbert Scheibner, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geän-
dert wird 
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Bei Abschaffung der sog. Sonderverwaltungsgerichtsbarkeit des Verfassungsge-
richtshofes müsste konkret begründet werden, warum diese Rechtsschutzmöglichkeit 
verzichtbar sein soll.  

Die Beschwerde gegen verwaltungsbehördliche Bescheide bzw. gegen Erkenntnisse 
von Verwaltungsgerichten unter den in Art. 144 B-VG genannten Voraussetzungen 
findet keinen vollständigen Ersatz durch die mit dem Entwurf vorgeschlagene Ge-
setzes- und Verordnungsbeschwerde. Die Beschwerde nach Art. 144 B-VG gegen 
einen Bescheid bzw. ein Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes steht auch zur Ver-
fügung, soweit der Beschwerdeführer durch die angefochtene Entscheidung selbst  
- daher auch ohne Bezugnahme auf eine verfassungswidrige generelle Norm - in ei-
nem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht (etwa Recht auf den gesetzlichen 
Richter oder auf eine angemessene Verfahrensdauer, Willkürverbot) verletzt zu sein 
behauptet. 

Im Unterschied zur Gesetzes- und Verordnungsbeschwerde  

 zielt die Beschwerde nach Art. 144 B-VG auch direkt auf die Aufhebung eines In-
dividualrechtsakts ab und 

 kann sich die Beschwerde nach Art. 144 B-VG zwar ebenfalls auf die Behauptung 
der Rechtswidrigkeit der Norm, die im zugrundeliegenden Verfahren angewendet 
wurde, stützen, die Behauptung muss aber nicht schon in diesem Verfahren erho-
ben worden sein. 

Die B-VG-Novelle BGBl. I Nr. 51/2012 hat die Möglichkeit der Beschwerde nach 
Art. 144 B-VG - angepasst an das neue System der Verwaltungsgerichtsbarkeit - be-
lassen. Erfahrungen mit der Inanspruchnahme der Beschwerde nach Art. 144 B-VG 
gegen Erkenntnisse der Verwaltungsgerichte sind erst nach Inkrafttreten dieses neu-
en Systems ab Beginn des Jahres 2014 möglich.  

Für das gegenwärtig noch geltende Instrument der Bescheidbeschwerde nach 
Art. 144 B-VG konstatiert die Parlamentskorrespondenz Nr. 597 vom 05.07.2012, 
dass zuletzt jährlich rund 1.500 bis 1.800 Bescheidbeschwerde im Verfassungsge-
richtshof einlangten. 

Mit diesen faktischen Gegebenheiten nicht in Einklang zu bringen sind die Ausfüh-
rungen in der Begründung des Parlamentarischen Antrags Nr. 2032/A XXIV. GP zum 
Entfall des Art. 144 B-VG, wonach die Sonderverwaltungsgerichtsbarkeit des Verfas-
sungsgerichtshofes ihre ursprüngliche Bedeutung verloren habe und konsequenter-
weise entfallen solle. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz vertritt daher 
den Standpunkt, dass die Option des Parlamentarischen Antrags 2031/A XXIV. GP, 
die Beschwerde nach Art. 144 B-VG beizubehalten, den Vorzug erhalten sollte. 
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Zu Art. 151 Abs. 52 B-VG: 

Die in beiden Anträgen enthaltene Regelung über den Beginn und die Beendigung 
des zeitlichen Geltungsbereiches („treten in bzw. außer Kraft“) sollte aus Gründen 
der Rechtsklarheit unbedingt getrennt werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Für den Bundesminister: 

Ing. Mag. Andreas Thaller 
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